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Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Leitentscheidungs-
verfahrens beim Bundesgerichtshof 

A. Problem und Ziel 

Sogenannte Massenverfahren stellen eine große Belastung für die betroffenen Zivilgerich-
te dar. Es handelt sich dabei um massenhafte Einzelklagen zur gerichtlichen Geltendma-
chung gleichgelagerter (Verbraucher-)Ansprüche (zum Beispiel im Diesel-Skandal oder 
wegen unzulässiger Klauseln in Fitnessstudio-, Versicherungs- oder Bankverträgen). 
Meist stellen sich in diesen Verfahren die gleichen entscheidungserheblichen Rechtsfra-
gen. Sind diese Rechtsfragen durch den Bundesgerichtshof höchstrichterlich geklärt, so 
können gleichlautende Verfahren, die bei den Instanzgerichten noch anhängig sind, an-
hand dieser Leitentscheidung ohne weiteres zügig entschieden werden. Bisher können 
etwa durch Rücknahme von Revisionen aus prozesstaktischen Gründen oder aufgrund 
eines Vergleichs höchstrichterliche Entscheidungen verhindert werden. Ohne eine höchst-
richterliche Klärung bleiben die Instanzgerichte jedoch immer wieder mit neuen Verfahren 
zu gleichgelagerten Sachverhalten belastet. Als ein Baustein für eine effiziente Erledigung 
von Massenverfahren ist es daher erforderlich, dass auch in Fällen der Revisionsrück-
nahme oder der sonstigen Erledigung der Revision zentrale Rechtsfragen zügig durch 
den Bundesgerichtshof geklärt werden können. 

B. Lösung 

Es wird ein Leitentscheidungsverfahren beim Bundesgerichtshof eingeführt. Wird in einem 
Massenverfahren Revision eingelegt, so kann der Bundesgerichtshof dieses Verfahren zu 
einem Leitentscheidungsverfahren bestimmen. Aus den bei ihm anhängigen Revisionen 
kann der Bundesgerichtshof ein geeignetes Verfahren auswählen, das ein möglichst brei-
tes Spektrum an offenen Rechtsfragen bietet, die er, wie bisher, selbst identifizieren kann. 
Die Instanzgerichte können bei ihnen anhängige Parallelverfahren mit Zustimmung der 
Parteien währenddessen aussetzen. Der Bundesgerichtshof entscheidet über die Rechts-
fragen in Form der Leitentscheidung auch dann, wenn die Parteien die Revision zurück-
nehmen oder sich das Revisionsverfahren auf andere Weise erledigt. Die Leitentschei-
dung entfaltet dabei keinerlei formale Bindungswirkung und hat auch keine Auswirkungen 
auf das der Leitentscheidung zugrundeliegende konkrete Revisionsverfahren, dient je-
doch den Instanzgerichten und der Öffentlichkeit als Richtschnur und Orientierung dafür, 
wie die Entscheidung der Rechtsfragen gelautet hätte. Dies sorgt für Rechtssicherheit bei 
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Betroffenen und Rechtsanwendern und trägt zugleich dazu bei, die Gerichte von weiteren 
Klagen zu entlasten. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

Die geplanten Regelungen haben keine Auswirkungen auf die Haushaltsausgaben des 
Bundes und der Länder. 

Auswirkungen auf die Haushalte der Gemeinden ergeben sich nicht. 

E. Erfüllungsaufwand 

Es ist zu erwarten, dass Bürgerinnen und Bürger und die Wirtschaft durch das Leitent-
scheidungsverfahren entlastet werden. Aufgrund der in der Praxis zu erwartenden zahl-
reichen Variablen ist die Entlastung mittels eines möglichen Szenarios dargestellt. 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Unter Zugrundelegung des möglichen Szenarios wird angenommen, dass die Bürgerin-
nen und Bürger in Höhe von geschätzt 38,3 Millionen Euro und von zeitlichem Aufwand in 
Höhe von geschätzt 66 667 Stunden jährlich entlastet werden. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Es wird angenommen, dass die Wirtschaft unter Zugrundelegung des möglichen Szena-
rios in Höhe von geschätzt 42,7 Millionen Euro jährlich entlastet wird. Diese Einsparung 
stellt ein „Out“ im Sinne der „One in, one out“-Regelung der Bundesregierung dar.  

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Keiner. 

F. Weitere Kosten 

Bürgerinnen und Bürger und die Wirtschaft werden unter Zugrundelegung eines fiktiven 
Szenarios geschätzt in Höhe von jeweils 9,65 Millionen Euro jährlich von weiteren Kosten 
entlastet.  

Beim Bundesgerichtshof fällt durch das Leitentscheidungsverfahren ein geringfügiger 
Mehraufwand an, der auch angesichts der gleichzeitigen Entlastung von weiteren Revisi-
onsverfahren zu derselben Rechtsfrage nicht ins Gewicht fällt.  

Bei den Gerichten der Länder sind infolge der neuen Aussetzungsmöglichkeit und auf-
grund der Erwartung, dass nach einer Leitentscheidung gleiche Sachverhalte infolge der 
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höchstrichterlichen Klärung nicht mehr zu den Gerichten der verschiedenen Instanzen 
gelangen, nicht näher zu beziffernde Entlastungen zu erwarten.  

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Leitentscheidungs-
verfahrens beim Bundesgerichtshof 

Bundesrepublik Deutschland             Berlin, 18. August 2023 
Der Bundeskanzler 

 

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ersten Bürgermeister 
Dr. Peter Tschentscher 

 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von der 

Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Leitentscheidungsverfahrens 

beim Bundesgerichtshof 

mit Begründung und Vorblatt. 

Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 

ist als Anlage beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Olaf Scholz 
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Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Leitentscheidungsver-
fahrens beim Bundesgerichtshof 

Vom … 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Zivilprozessordnung 

Die Zivilprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2005 
(BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 I S. 1781), die zuletzt durch [Artikel 6 des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2020/1828 über Verbandsklagen zum 
Schutz der Kollektivinteressen der Verbraucher und zur Aufhebung der Richtlinie 
2009/22/EG sowie zur Änderung des Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetzes (Ver-
bandsklagenrichtlinienumsetzungsgesetz – VRUG), Bundestagsdrucksache 20/7631] ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 552a wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 552b Bestimmung zum Leitentscheidungsverfahren“. 

b) Die Angabe zu § 555 wird wie folgt gefasst: 

„§ 555 Anwendbare Vorschriften“. 

c) Die Angabe zu § 565 wird wie folgt gefasst: 

„§ 565 Leitentscheidung“. 

2. Dem § 148 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

(4) „ Das Gericht kann ferner, wenn die Entscheidung des Rechtsstreits von 
Rechtsfragen abhängt, die den Gegenstand eines bei dem Revisionsgericht anhängi-
gen Leitentscheidungsverfahrens bilden und die Parteien zustimmen, anordnen, dass 
die Verhandlung bis zur Erledigung des Leitentscheidungsverfahrens auszusetzen ist. 
§ 149 Absatz 2 gilt entsprechend.“ 

3. Nach § 552a wird folgender § 552b eingefügt: 

„§ 552b 

Bestimmung zum Leitentscheidungsverfahren 

Wirft die Revision Rechtsfragen auf, deren Entscheidung für eine Vielzahl anderer 
Verfahren von Bedeutung ist, so kann das Revisionsgericht nach Eingang einer Revi-
sionserwiderung oder nach Ablauf eines Monats nach Zustellung der 
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Revisionsbegründung das Revisionsverfahren durch Beschluss zum Leitentschei-
dungsverfahren bestimmen. Der Beschluss enthält eine Darstellung des Sachverhalts 
und der Rechtsfragen, deren Entscheidung für eine Vielzahl anderer Verfahren von 
Bedeutung ist.“ 

4. § 555 wird wie folgt gefasst: 

§ 555„ 

Anwendbare Vorschriften 

(1) Auf das weitere Verfahren sind die im ersten Rechtszug für das Verfahren vor 
den Landgerichten geltenden Vorschriften entsprechend anzuwenden, soweit die Vor-
schriften dieses Abschnitts nicht Abweichendes regeln. 

(2) Einer Güteverhandlung bedarf es nicht. 

(3) Die §§ 348 bis 350 sind nicht anzuwenden. 

(4) Ein Anerkenntnisurteil ergeht nur auf gesonderten Antrag des Klägers. 

(5) Auf die Revision sind folgende für die Berufung geltende Vorschriften entspre-
chend anzuwenden: 

1. Vorschriften über die Anfechtbarkeit der Versäumnisurteile,  

2. Vorschriften über die Verzichtsleistung auf das Rechtsmittel und seine Zurück-
nahme,  

3. Vorschriften über die Rügen der Unzulässigkeit der Klage sowie 

4. Vorschriften über die Einforderung, Übersendung und Zurücksendung der Pro-
zessakten. 

(6) Die Revision kann ohne Einwilligung des Revisionsbeklagten nur bis zum Be-
ginn der mündlichen Verhandlung des Revisionsbeklagten zur Hauptsache zurückge-
nommen werden.“ 

5. § 565 wird wie folgt gefasst: 

§ 565„ 

Leitentscheidung 

(1) Endet die zum Leitentscheidungsverfahren bestimmte Revision, ohne dass 
ein mit inhaltlicher Begründung versehenes Urteil ergeht, so trifft das Revisionsgericht 
durch Beschluss eine Leitentscheidung. Der Beschluss ergeht ohne mündliche Ver-
handlung.  

(2) In dem Beschluss wird 

1. festgestellt, dass die Revision beendet ist, und 

2. eine Leitentscheidung zu den im Beschluss nach § 552b benannten Rechtsfragen 
getroffen. 
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(3) Der Beschluss ist zu begründen. Die Begründung ist auf die Erwägungen zur 
Entscheidung der maßgeblichen Rechtsfragen zu beschränken.“ 

Artikel 2 

Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes 

In § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 15. März 2022 (BGBl. I. S. 610), das zuletzt durch [Arti-
kel 30 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2020/1828 über Verbandsklagen 
zum Schutz der Kollektivinteressen der Verbraucher und zur Aufhebung der Richtlinie 
2009/22/EG sowie zur Änderung des Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetzes (Ver-
bandsklagenrichtlinienumsetzungsgesetz – VRUG), Bundestagsdrucksache 20/7631] ge-
ändert worden ist, werden nach den Wörtern „die Wertfestsetzung“ ein Komma und die 
Wörter „das Leitentscheidungsverfahren nach der Zivilprozessordnung“ eingefügt. 

Artikel 3 

Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

In § 72 Absatz 5 des Arbeitsgerichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853, 1036), das zuletzt durch [Artikel 17 des Gesetzes zur 
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2020/1828 über Verbandsklagen zum Schutz der Kollektiv-
interessen der Verbraucher und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/22/EG sowie zur Ände-
rung des Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetzes (Verbandsklagenrichtlinienumset-
zungsgesetz – VRUG), Bundestagsdrucksache 20/7631] geändert worden ist, wird die An-
gabe „des § 566“ durch die Wörter „der §§ 552b, 565 und 566“ ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

In § 202 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. September 1975 (BGBl. I S. 2535), das zuletzt durch [Artikel 18 des Gesetzes zur Um-
setzung der Richtlinie (EU) 2020/1828 über Verbandsklagen zum Schutz der Kollektivinte-
ressen der Verbraucher und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/22/EG sowie zur Änderung 
des Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetzes (Verbandsklagenrichtlinienumsetzungsge-
setz – VRUG), Bundestagsdrucksache 20/7631] geändert worden ist, werden nach dem 
Wort „ausschließen“ ein Semikolon und die Wörter „das Leitentscheidungsverfahren nach 
den §§ 552b und 565 der Zivilprozessordnung ist nicht anzuwenden“ eingefügt. 
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Artikel 5 

Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

In § 173 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), die zuletzt durch [Artikel 19 des Gesetzes zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2020/1828 über Verbandsklagen zum Schutz der Kollektivinteres-
sen der Verbraucher und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/22/EG sowie zur Änderung des 
Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetzes (Verbandsklagenrichtlinienumsetzungsgesetz – 
VRUG), Bundestagsdrucksache 20/7631] geändert worden ist, werden nach dem Wort 
„ausschließen“ ein Semikolon und die Wörter „das Leitentscheidungsverfahren nach den 
§§ 552b und 565 der Zivilprozessordnung ist nicht anzuwenden“ eingefügt. 

Artikel 6 

Änderung der Finanzgerichtsordnung 

In § 155 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. März 2001 (BGBl. I S. 442, 2262; 2002 I S. 679), die zuletzt durch [Artikel 20 des Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2020/1828 über Verbandsklagen 
zum Schutz der Kollektivinteressen der Verbraucher und zur Aufhebung der Richtlinie 
2009/22/EG sowie zur Änderung des Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetzes (Ver-
bandsklagenrichtlinienumsetzungsgesetz – VRUG), Bundestagsdrucksache 20/7631] ge-
ändert worden ist, werden nach dem Wort „anzuwenden“ ein Semikolon und die Wörter 
„das Leitentscheidungsverfahren nach den §§ 552b und 565 der Zivilprozessordnung ist 
nicht anzuwenden“ eingefügt. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Sogenannte Massenverfahren stellen eine große Belastung für die betroffenen Zivilgerichte 
dar. Es handelt sich dabei um massenhafte Einzelklagen zur gerichtlichen Geltendmachung 
gleichgelagerter (Verbraucher-)Ansprüche (zum Beispiel im Diesel-Skandal oder wegen 
unzulässiger Klauseln in Fitnessstudio-, Versicherungs- oder Bankverträgen). Meist stellen 
sich in diesen Verfahren die gleichen Rechtsfragen, die für die Entscheidungen damit eine 
zentrale Bedeutung haben. Sind diese Rechtsfragen durch den Bundesgerichtshof höchst-
richterlich geklärt, können gleichlautende Verfahren, die bei den Instanzgerichten noch an-
hängig sind, anhand dieser Leitentscheidung ohne weiteres zügig entschieden werden. Bis-
her können etwa durch Rücknahme von Revisionen aus prozesstaktischen Gründen oder 
aufgrund eines Vergleichs höchstrichterliche Entscheidungen verhindert werden. Ohne 
eine höchstrichterliche Klärung bleiben die Instanzgerichte jedoch immer wieder mit neuen 
Verfahren zu gleichgelagerten Sachverhalten belastet. Als ein Baustein für eine effiziente 
Erledigung von Massenverfahren ist es daher erforderlich, dass auch in Fällen der Revisi-
onsrücknahme oder sonstigen Erledigung der Revision zentrale Rechtsfragen zügig durch 
den Bundesgerichtshof geklärt werden können. 

Zur Vorbereitung der gesetzgeberischen Arbeiten fanden seit Sommer 2021 intensive Ge-
spräche im Rahmen einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe unter gemeinsamem Vorsitz von 
Nordrhein-Westfalen und dem Bundesjustizministerium statt. Diese Arbeitsgruppe ging auf 
einen entsprechenden Beschluss der Konferenz der Justizministerinnen und -minister der 
Länder zurück. Auch der Bundesgerichtshof war in die Gespräche einbezogen. Die Präsi-
dentinnen und Präsidenten der Oberlandesgerichte, des Kammergerichts, des Bayerischen 
Obersten Landesgerichts und des Bundesgerichtshofs haben in der Folge deutlich ge-
macht, dass zügige Leitentscheidungen des Bundesgerichtshofs für die Bewältigung von 
Massenverfahren zentrale Bedeutung haben. Die Präsidentinnen und Präsidenten haben 
sich für solche Leitentscheidungen ausgesprochen und eine entsprechende Änderung der 
Zivilprozessordnung (ZPO) empfohlen. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Der Entwurf enthält Regelungen zur Änderung und Ergänzung der ZPO, durch die ein Lei-
tentscheidungsverfahren beim Bundesgerichtshof eingeführt wird. Wird in einem Massen-
verfahren Revision eingelegt, kann der Bundesgerichtshof dieses Verfahren zu einem Leit-
entscheidungsverfahren bestimmen (§ 552b ZPO neu). Aus den bei ihm anhängigen Revi-
sionen kann der Bundesgerichtshof ein geeignetes Verfahren auswählen, das ein möglichst 
breites Spektrum an offenen Rechtsfragen bietet, die er, wie bisher, selbst identifizieren 
kann. Der Bundesgerichtshof entscheidet über die Rechtsfragen in Form der Leitentschei-
dung, wenn die Parteien die Revision zurücknehmen oder sich das Revisionsverfahren auf 
andere Weise als durch Urteil nach den §§ 561 ff. erledigt (§ 565 ZPO neu). Die Leitent-
scheidung entfaltet dabei keinerlei formale Bindungswirkung und hat auch keine Auswir-
kungen auf das der Leitentscheidung zugrundeliegende konkrete Revisionsverfahren, dient 
jedoch den Instanzgerichten und der Öffentlichkeit als Richtschnur und Orientierung dafür, 
wie die Revisionsentscheidung gelautet hätte. 

Vorgesehen ist ferner eine Erweiterung der Aussetzungsvorschriften (§ 148 Absatz 4 ZPO 
neu). So sollen künftig die Instanzgerichte im Hinblick auf ein Leitentscheidungsverfahren 

Drucksache 375/23- 5 -



   

 

solche Verfahren mit Zustimmung der Parteien aussetzen können, für deren Entscheidung 
dieselben Rechtsfragen von Bedeutung sind wie in dem Leitentscheidungsverfahren. Auf-
grund der von Verfassung wegen bestehenden Pflicht zur Veröffentlichung der maßgeben-
den Gerichtsbeschlüsse ist gewährleistet, dass Instanzgerichte und die Öffentlichkeit 
Kenntnis von dem durch das Revisionsgericht zu entscheidenden Sachverhalt und den 
Rechtsfragen erhalten können, die den Gegenstand der Revision bilden. 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 des 
Grundgesetzes (Gerichtsverfassung, gerichtliches Verfahren). 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen, 
die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 

VI. Gesetzesfolgen 

Der Entwurf sichert das hohe Qualitätsniveau der Rechtsprechung in Deutschland, erhöht 
die Effizienz gerichtlicher Verfahren und sorgt für Rechtssicherheit. 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Der Entwurf führt durch Einführung eines Leitentscheidungsverfahrens zur Rechts- und 
Verwaltungsvereinfachung. Die höchstrichterliche Leitentscheidung dient den Instanzge-
richten und der Öffentlichkeit als Richtschnur und Orientierung. Damit wird für Rechtssi-
cherheit, effizientere Gerichtsverfahren und Entlastung der Gerichte gesorgt. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen 
Entwicklung. Insbesondere trägt der Entwurf zur Gewährleistung einer funktionierenden 
Rechtspflege bei, die Voraussetzung für eine friedliche Gesellschaft im Sinne des Nachhal-
tigkeitsziels 16 der Agenda 2030 ist. Die Einführung eines Leitentscheidungsverfahrens 
sorgt für Rechtssicherheit bei den Betroffenen und den Rechtsanwendern und entlastet zu-
gleich die Gerichte vor weiteren Klagen. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

Die geplanten Regelungen haben keine Auswirkungen auf die Haushaltsausgaben des 
Bundes und der Länder. 

Auswirkungen auf die Haushalte der Gemeinden ergeben sich nicht.  
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4. Erfüllungsaufwand 

Es ist zu erwarten, dass Bürgerinnen und Bürger und die Wirtschaft durch das Leitentschei-
dungsverfahren entlastet werden. Denn durch eine getroffene Leitentscheidung werden die 
streitigen Rechtsfragen durch das Revisionsgericht entschieden und dies sorgt für Rechts-
klarheit. Zumindest eine gewisse Anzahl der anhängigen, von der Leitentscheidung be-
troffenen Verfahren in den Instanzen können anschließend zügiger zum Abschluss ge-
bracht werden. Zudem wird zumindest eine gewisse Anzahl der Verfahren sich aufgrund 
der die Rechtsfrage klärenden Leitentscheidung erledigen und der Weg durch weitere In-
stanzen von Bürgerinnen und Bürgern sowie der Wirtschaft nicht mehr beschritten werden. 
Darüber hinaus wird eine gewisse Anzahl von bisher nicht bei Gericht anhängigen Verfah-
ren nach der Leitentscheidung außergerichtlich erledigt werden. All dies wird den zeitlichen 
Aufwand und die Kosten der Rechtsverfolgung für die Bürgerinnen und Bürger sowie die 
Wirtschaft reduzieren.  

Die Höhe der Entlastung lässt sich allerdings nicht konkret abschätzen, da sie von zahlrei-
chen nicht vorhersehbaren Faktoren abhängt. 

Wie viele Leitentscheidungen das Revisionsgericht treffen wird, ist zum derzeitigen Zeit-
punkt nicht sicher vorauszusehen. Unter Zugrundelegung der höchstrichterlichen Entschei-
dungen der letzten Jahre kann angenommen werden, dass nach der Gesetzesänderung 
jährlich etwa 25 Leitentscheidungen ergehen werden.  

Aufgrund der in der Praxis zu erwartenden Heterogenität, wie viele Verfahren von einer 
Leitentscheidung betroffen sein werden, in welchem Verfahrensstadium sich diese zum 
Zeitpunkt der Leitentscheidung befinden werden, inwieweit durch die Leitentscheidung die 
Verfahren zügiger beendet werden können, sie rechtskräftig werden oder betroffene An-
sprüche außergerichtlich erledigt werden, wird im Folgenden nur ein mögliches Szenario 
dargestellt und zugrunde gelegt.  

Dieses Szenario ist mit erheblichen Unsicherheiten verbunden, da es von vielen kaum ka-
tegorisierbaren Faktoren abhängt, wie etwa davon, ob mit der Leitentscheidung alle streiti-
gen Rechtsfragen der betroffenen Verfahren dauerhaft geklärt sind, ob ein gerichtliches 
Verfahren trotzdem aus anderen Gründen geführt werden muss oder ob Anspruchsteller 
sich trotz klarer Rechts- und Tatsachenlage für eine gerichtliche Auseinandersetzung oder 
seine Fortführung entscheiden. Nicht verlässlich abschätzen lässt sich vor allem, in wel-
chem Umfang von der eingeräumten Möglichkeit der Aussetzung Gebrauch gemacht wird, 
was von der Zustimmung der Parteien abhängt, und inwieweit sich im Falle der Aussetzung 
und im Anschluss an die Leitentscheidung – abhängig vom Sachverhalt in jedem Einzelfall, 
dem jeweiligen Verfahrensstand und der Instanz, in der sich das jeweilige Verfahren befin-
det und letztlich dem Parteiwillen – der Verfahrensaufwand für die Gerichte reduziert. 

In einem fiktiven Szenario wird angenommen, dass bei einem durchschnittlichen Fall einer 
Leitentscheidung frei geschätzt in 2 000 Verfahren auf eine erstinstanzliche Klage oder die 
Einlegung eines Rechtsmittels verzichtet wird oder eine außergerichtliche Streitbeilegung 
erfolgt. In diesen Verfahren wird angenommen, dass durchschnittlich in einem Umfang von 
geschätzt 20 Prozent Gerichts- und Rechtsanwaltsgebühren eingespart werden können.  

Ausgehend von einem durchschnittlichen Streitwert in Höhe von frei geschätzt etwa 5 000 
Euro betragen die Gerichtsgebühren laut Prozesskostenrechner für drei Instanzen insge-
samt 1 932 Euro und für die Rechtsanwaltsgebühren beider Parteien 7 659 Euro. Infolge 
der Schätzung, dass rund 20 Prozent eingespart werden können, ergibt sich eine Einspa-
rung von Gerichtsgebühren von insgesamt 386 Euro und für Rechtsanwaltsgebühren bei-
der Parteien in Höhe von 1 532 Euro. Die Gerichtsgebühren werden gesondert unter „5. 
Weitere Kosten“ dargestellt.  
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Ferner wird schätzungsweise angenommen, dass die Verfahrensparteien zu etwa 50 Pro-
zent der Wirtschaft und zu etwa 50 Prozent den Bürgerinnen und Bürgern zugeordnet wer-
den können und dementsprechend die frei geschätzten Einsparungen von Erfüllungsauf-
wand jeweils zu diesen Anteilen den beiden Regelungsadressaten zuzuordnen sind. 

In dem fiktiven Szenario wird darüber hinaus angenommen, dass ein zeitlicher Aufwand auf 
der Grundlage der Zeitwerttabelle für Bürgerinnen und Bürger in Höhe von durchschnittlich 
geschätzt 80 Minuten pro Verfahren eingespart werden kann. Für die Wirtschaft wird auf 
der Grundlage der Zeitwerttabelle ein zeitlicher Aufwand in Höhe von durchschnittlich ge-
schätzt 150 Minuten eingespart werden können. 

4.1 Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen und Bürger 

In dem fiktiven Szenario können Bürgerinnen und Bürger folglich von einem jährlichen Er-
füllungsaufwand von geschätzt 76,6 Millionen Euro für Rechtsanwaltsgebühren (1 532 Euro 
x 2 000 Verfahren x 25 Leitentscheidungen) in Höhe von 38,3 Millionen Euro (50 Prozent) 
entlastet werden. Zudem ergibt sich für die Bürgerinnen und Bürger nach dem fiktiven Sze-
nario eine Einsparung des zeitlichen Aufwands in Höhe von geschätzt 66 667 Stunden (80 
Minuten x 2000 Verfahren x 25 Leitentscheidungen). 

4.2 Erfüllungsaufwand der Wirtschaft 

In dem fiktiven Szenario kann die Wirtschaft folglich von einem jährlichen Erfüllungsauf-
wand von geschätzt 76,6 Millionen Euro für Rechtsanwaltsgebühren (1 532 Euro x 2 000 
Verfahren x 25 Leitentscheidungen) in Höhe von 38,3 Millionen Euro (50 Prozent) entlastet 
werden. 

Unter Berücksichtigung der Lohnkostentabelle Wirtschaft und dem Wert für die durch-
schnittlichen Lohnkosten der Gesamtwirtschaft in Höhe von 36,30 Euro pro Stunde ergibt 
sich in dem fiktiven Szenario aufgrund der Einsparung des zeitlichen Aufwands eine weitere 
Entlastung von einem jährlichen Erfüllungsaufwand von geschätzt 4,4 Millionen Euro (2,5 x 
36,30 Euro x 2 000 Verfahren x 25 Leitentscheidungen). 

Diese Einsparungen von insgesamt 42,7 Millionen Euro stellt ein „Out“ im Sinne der „One 
in, one out“-Regelung der Bundesregierung dar. 

4.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Es ist keine nennenswerte Änderung des Erfüllungsaufwands der Verwaltung zu erwarten. 

5. Weitere Kosten 

Wie in dem fiktiven Szenario unter „4.1 Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen und Bürger“ 
dargestellt, belaufen sich die eingesparten Gerichtsgebühren bei einem angenommenen 
durchschnittlichen Streitwert von 5 000 Euro pro Fall auf 386 Euro. Ausgehend von den 
prognostizierten 25 Leitentscheidungen im Jahr und den geschätzten 2 000 Verfahren, bei 
denen aufgrund einer Leitentscheidung auf eine erstinstanzliche Klage oder die Einlegung 
eines Rechtsmittels verzichtet wird oder eine außergerichtliche Streitbeilegung erfolgt, 
würde die Einsparung dieser weiteren Kosten für die Bürgerinnen und Bürger in Höhe von 
insgesamt geschätzt 19,3 Millionen Euro (386 Euro x 2 000 Verfahren x 25 Leitentschei-
dungen) für die Bürgerinnen und Bürger 9,65 Millionen Euro (50 Prozent) betragen. 

Wie in dem fiktiven Szenario unter „4.2 Erfüllungsaufwand der Wirtschaft“ dargestellt, be-
laufen sich die eingesparten Gerichtsgebühren bei einem angenommenen durchschnittli-
chen Streitwert von 5 000 Euro pro Fall auf 386 Euro. Ausgehend von den prognostizierten 
25 Leitentscheidungen im Jahr und den geschätzten 2 000 Verfahren, bei denen aufgrund 
einer Leitentscheidung auf eine erstinstanzliche Klage oder die Einlegung eines 
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Rechtsmittels verzichtet wird oder eine außergerichtliche Streitbeilegung erfolgt, würde die 
Einsparung dieser weiteren Kosten in Höhe von insgesamt geschätzt 19,3 Millionen Euro 
(386 Euro x 2 000 Verfahren x 25 Leitentscheidungen) für die Wirtschaft 9,65 Millionen Euro 
(50 Prozent) betragen. 

Beim Bundesgerichtshof wird das Leitentscheidungsverfahren zu geringer Mehrbelastung 
führen. Da die Bestimmung zum Leitentscheidungsverfahren im Rahmen einer ohnehin an-
hängigen Revision ergeht, fällt der entstehende Mehraufwand aber kaum ins Gewicht. Zu-
dem wird er dadurch weiter relativiert, dass nach einer zügigen höchstrichterlichen Klärung 
im Wege des Leitentscheidungsverfahrens weniger Revisionen zu derselben Rechtsfrage 
zum Bundesgerichtshof gelangen werden und dieser insofern zugleich entlastet wird. 

Gerichte der Länder können durch die vorgesehene Möglichkeit der Instanzgerichte, bei 
ihnen anhängige Massenverfahren bis zur Beendigung eines Leitentscheidungsverfahrens 
auszusetzen, geringfügig entlastet werden. Diese Entlastung ist dem justiziellen Kernbe-
reich zuzuordnen. Eine weitere Entlastung durch das Leitentscheidungsverfahren wird auch 
dadurch zu erwarten sein, dass nach einer Leitentscheidung identische Sachverhalte in-
folge der höchstrichterlichen Klärung nicht mehr zu den Gerichten der verschiedenen In-
stanzen gelangen da die Rechtsfrage entschieden wurde und der Aufwand in den anhän-
gigen Verfahren sich reduzieren wird (siehe bereits die Ausführungen unter Ziffer 4).  

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung sind ebenso wenig zu erwarten wie 
demografische Auswirkungen. Verbraucherinnen und Verbraucher profitieren von der Ein-
führung eines Leitentscheidungsverfahrens. Massenverfahren betreffen zumeist Verbrau-
cheransprüche, etwa wegen des Diesel-Skandals oder wegen der Unwirksamkeit von Ver-
tragsklauseln in Versicherungs- oder Bankverträgen. Die zügige höchstrichterliche Klärung 
zentraler Rechtsfragen in Massenverfahren durch Leitentscheidung sorgt für Rechtssicher-
heit bei den betroffenen Verbraucherinnen und Verbrauchern.  

VII. Befristung; Evaluierung 

Eine Befristung ist nicht angezeigt. Eine Evaluierung der Gesetzesfolgen soll fünf Jahre 
nach Inkrafttreten erfolgen, um die Auswirkungen in der Praxis, insbesondere die Entlas-
tung bei Massenverfahren, durch die Anwendung des Gesetzes zu überprüfen. Als Krite-
rium kann auch auf die Anzahl von Leitentscheidungen abgestellt werden. Es soll dabei 
auch untersucht werden, ob Leitentscheidungen zu mehr Rechtssicherheit bei Rechtsan-
wendern und zugleich zu einer Entlastung der Gerichte beitragen. Hierzu sollen der Bun-
desgerichtshof, die Länder und die Anwaltschaft befragt werden.  

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung der Zivilprozessordnung) 

Zu Nummer 1 

Die Einfügung und Neustrukturierung von Einzelvorschriften macht eine Anpassung der In-
haltsübersicht erforderlich. 
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Zu Nummer 2 (§ 148 Absatz 4) 

Mit der Änderung soll es Gerichten ermöglicht werden, mit Zustimmung der Parteien solche 
Verfahren auszusetzen, deren Entscheidung von mindestens einer Rechtsfrage abhängt, 
die den Gegenstand eines bei dem Revisionsgericht anhängigen Leitentscheidungsverfah-
rens bildet. Dadurch kann ein nachfolgendes Revisionsurteil oder eine nachfolgende Lei-
tentscheidung bereits in dem zuvor ausgesetzten Verfahren in jedem Fall berücksichtigt 
werden. Insbesondere in sogenannten Massenverfahren soll dies auch zu einer Entlastung 
der Zivilgerichte beitragen. Die Dauer der Aussetzung ist nach dem Vorbild des § 149 Ab-
satz 2 Satz 1 begrenzt, es sei denn, es sprechen gewichtige Gründe für eine Aufrechter-
haltung der Aussetzung, § 149 Absatz 2 Satz 2. 

Die neue Regelung lässt im Übrigen die über die bestehende Regelung des § 148 Absatz 
1 schon nach der bisherigen Rechtsprechung anerkannten weiteren Möglichkeiten zur Aus-
setzung und den Möglichkeiten zur Anordnung des Ruhens des Verfahrens unberührt. 

Zu Nummer 3 (§ 552b) 

Die Revision dient vor allem der Rechtsfortbildung und -vereinheitlichung. Damit das Revi-
sionsgericht auch dann diese Aufgabe wahrnehmen und sich zu einer oder mehreren zent-
ralen Rechtsfragen, deren Beantwortung für eine Vielzahl anderer gerichtlicher Verfahren 
von Bedeutung ist, äußern kann, wenn die Revision zurückgenommen wird oder sich das 
Revisionsverfahren auf andere Weise als durch Urteil nach den §§ 561 ff. erledigt, wird die 
Möglichkeit zur Leitentscheidung eingeführt. 

Zu Satz 1  

Aus den eingehenden Revisionen kann das Revisionsgericht Verfahren auswählen, die ge-
eignet sind, um eine Leitentscheidung zu treffen, falls die Parteien das Revisionsverfahren 
beenden, ohne dass eine Entscheidung mit inhaltlicher Begründung ergehen kann. Durch 
den in Satz 1 vorgesehenen Beschluss bestimmt das Revisionsgericht eine Revision zu 
einem Leitentscheidungsverfahren. Wird anschließend das Revisionsverfahren nicht von 
den Parteien beendet, ergeben sich keine Besonderheiten: Es ergeht ein herkömmliches 
Revisionsurteil mit inhaltlicher Begründung. Nur für den Fall, dass kein Urteil nach den §§ 
561 ff. ergeht, ergeht eine Leitentscheidung. Der Beschluss kann frühestens nach Eingang 
einer Revisionserwiderung oder einen Monat nach Zustellung der ersten Revisionsbegrün-
dung gefasst werden. Die Monatsfrist ist angelehnt an die Frist zur Einlegung der An-
schlussrevision gemäß § 554 Absatz 2 Satz 2 ZPO. 

Zu Satz 2 

Die Regelung stellt sicher, dass Instanzgerichte und die Öffentlichkeit Kenntnis von dem 
durch das Revisionsgericht zu entscheidenden Sachverhalt und der Rechtsfrage oder den 
Rechtsfragen erhalten können. Verfahrensbeteiligte und Instanzgerichte können auf diese 
Weise feststellen, ob ein Verfahren von mindestens einer Rechtsfrage abhängt, die den 
Gegenstand eines bei dem Revisionsgericht anhängigen Leitentscheidungsverfahrens bil-
det. Dies ist insbesondere im Hinblick auf die neu geschaffene Aussetzungsmöglichkeit des 
§ 148 Absatz 4 neu von Bedeutung. 

Das Revisionsgericht hat den Beschluss unverzüglich zu veröffentlichen. Die Veröffentli-
chungspflicht besteht von Verfassung wegen (vgl. BVerwGE 104, 105, 108 f. mit weiteren 
Nachweisen); einer ausdrücklichen Regelung bedarf es daher an dieser Stelle nicht. Die 
Veröffentlichungspflicht erstreckt sich nicht nur auf rechtskräftige Entscheidungen, sondern 
kann bereits vor Rechtskraft greifen (vgl. BVerfG, NJW 2015, 3708 Rdnr. 20). Sie bezieht 
sich auf die Entscheidungen als solche in ihrem amtlichen Wortlaut. Die Veröffentlichung 
erfolgt in angemessener Weise und in anonymisierter Form. Sie soll sicherstellen, dass die 
im Beschluss enthaltenen Informationen nach Satz 2 bei den Instanzgerichten und der 
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Öffentlichkeit bekannt werden. Dies kann zum Beispiel durch eine Veröffentlichung auf der 
Homepage des Revisionsgerichts und eine begleitende Pressemitteilung geschehen. 

Zu Nummer 4 (§ 555) 

§ 565 ZPO a.F. geht zukünftig in § 555 auf. Die in den bisherigen §§ 555, 565 ZPO a.F. 
enthaltenen Regelungen gehören systematisch zusammen und werden aus diesem Grund 
in einer Vorschrift zusammengefasst. Eine inhaltliche Änderung ist damit nicht verbunden. 
Der dadurch frei werdende § 565 nimmt nunmehr – systematisch sinnvoll eingeordnet - die 
neue Regelung zur Leitentscheidung auf. 

Zu Absatz 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift entspricht § 555 Absatz 1 Satz 2 ZPO a.F. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift entspricht § 555 Absatz 2 ZPO a.F. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift entspricht § 555 Absatz 3 ZPO a.F. 

Zu Absatz 5 

Die Vorschrift entspricht § 565 Satz 1 ZPO a.F., dessen Regelung redaktionell angepasst 
wurde. 

Zu Absatz 6 

Die Vorschrift entspricht § 565 Satz 2 ZPO a.F. 

Zu Nummer 5 (§ 565) 

§ 565 regelt Inhalt und Form der neuen Leitentscheidung. 

Die Regelung ermöglicht es dem Revisionsgericht, sich auch dann zu grundsätzlichen 
Rechtsfragen zu äußern, wenn das Revisionsverfahren zum Leitentscheidungsverfahren 
nach § 552b neu bestimmt worden ist und ein mit inhaltlicher Begründung versehendes 
Urteil zu der Revision nicht mehr ergehen kann. Die Regelung stellt damit sicher, dass das 
Revisionsgericht auch in diesen Fällen seiner Aufgabe der Rechtsfortbildung und -verein-
heitlichung nachkommen kann. Die Leitentscheidung entfaltet zwar keinerlei formale Bin-
dungswirkung und hat auch keine Auswirkungen auf das der Leitentscheidung zugrunde-
liegende konkrete Revisionsverfahren, dient jedoch den Instanzgerichten und der Öffent-
lichkeit als Richtschnur und Orientierung darüber, wie die Revisionsentscheidung gelautet 
hätte. 

In der Begründung der Leitentscheidung ist darzulegen, wie unter Berücksichtigung des 
zugrundeliegenden Sachverhalts die Entscheidung über die maßgebliche Rechtsfrage oder 
die maßgeblichen Rechtsfragen gelautet hätte.  

Ebenso wie der Beschluss zur Bestimmung eines Leitentscheidungsverfahrens ist auch die 
Leitentscheidung von Verfassung wegen unverzüglich in angemessener Weise zu 
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veröffentlichen. Dadurch wird die Entscheidung insbesondere im Hinblick auf die ausge-
setzten Verfahren den Instanzgerichten und der Öffentlichkeit bekannt gemacht. Revisions-
urteile werden bereits heute durch das Revisionsgericht zeitnah, insbesondere auf dessen 
Homepage, veröffentlicht. Gleiches wird künftig für Leitentscheidungen zu veranlassen 
sein.  

Zu Artikel 2 (Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes) 

Mit der vorgeschlagenen Änderung des § 19 Absatz 1 des Rechtsanwaltsvergütungsgeset-
zes (RVG) soll klargestellt werden, dass das Leitentscheidungsverfahren vergütungsrecht-
lich zum Rechtszug der Revision gehört und somit die anwaltliche Tätigkeit in diesem Ver-
fahren mit der Gebühr für das Revisionsverfahren abgegolten ist. Mit dieser Änderung wird 
zugleich sichergestellt, dass eine Ermäßigung der Gebühr nach Nummer 3209 des Vergü-
tungsverzeichnisses zum RVG (VV RVG) nicht eintritt, wenn die Rechtsanwältin oder der 
Rechtsanwalt keine Revisionserwiderung, sondern erst im Leitentscheidungsverfahren eine 
Stellungnahme abgibt. 

Sofern eine Rechtsanwältin oder ein Rechtsanwalt nur für die Abgabe einer Stellungnahme 
im Leitentscheidungsverfahren beauftragt wird, soll für diese Einzeltätigkeit eine Gebühr 
nach Nummer 3403 VV RVG entstehen.  

Zu Artikel 3 (Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes) 

Es wird geregelt, dass die Regelungen über das Leitentscheidungsverfahren beim Revisi-
onsgericht (§§ 552b neu und 565 neu der Zivilprozessordnung) im arbeitsgerichtlichen Ver-
fahren keine Anwendung finden. Die für den Bundesgerichtshof beschriebene Konstella-
tion, nach der Massenverfahren aus prozesstaktischen Erwägungen vor einem Urteil been-
det werden, um höchstrichterliche Entscheidungen zu verhindern, tritt beim Bundesarbeits-
gericht in dieser Form nicht auf. Mithin findet auch die in § 148 Absatz 4 neu der Zivilpro-
zessordnung geregelte Möglichkeit der Instanzgerichte, Verfahren im Hinblick auf ein bei 
dem Revisionsgericht anhängiges Leitentscheidungsverfahren aussetzen zu können, im ar-
beitsgerichtlichen Verfahren keine Anwendung. Die nach der bisherigen Rechtsprechung 
anerkannten Aussetzungsmöglichkeiten bleiben unberührt. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Sozialgerichtsgesetzes) 

Artikel 4 enthält eine Regelung, nach der das Leitentscheidungsverfahren der Zivilprozess-
ordnung in der Sozialgerichtsbarkeit keine Anwendung findet (im Gleichlauf mit der Arbeits-
gerichtsbarkeit). Die für den Bundesgerichtshof beschriebene Konstellation, nach der Mas-
senverfahren aus prozesstaktischen Erwägungen vor einem Urteil oder Beschluss beendet 
werden, um höchstrichterliche Entscheidungen zu verhindern, tritt beim Bundessozialge-
richt in dieser Form nicht auf. Hinzu kommt, dass in der Sozialgerichtsbarkeit die Sachver-
halte auch in Angelegenheiten der Massenverwaltung in der Regel Unterschiede aufweisen 
(zum Beispiel aufgrund der Berücksichtigung der individuellen sozialen Situationen und Be-
lange). 

Zu Artikel 5 (Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung) 

Artikel 5 enthält eine Regelung, nach der das Leitentscheidungsverfahren der Zivilprozess-
ordnung auch in der Verwaltungsgerichtsbarkeit keine Anwendung findet. Der Generalver-
weis in § 173 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung wird entsprechend angepasst. 

Zu Artikel 6 (Änderung der Finanzgerichtsordnung) 

Artikel 6 enthält eine Regelung, nach der das Leitentscheidungsverfahren der Zivilprozess-
ordnung auch in der Finanzgerichtsbarkeit keine Anwendung findet. Der Generalverweis in 
§ 155 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung wird entsprechend angepasst. 

Drucksache 375/23 - 12 -



   

 

Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 

Artikel 7 bestimmt, dass die Regelungen dieses Gesetzes am Tag nach der Verkündung in 
Kraft treten.  
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Anlage 

 

 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Leitentscheidungsverfahrens beim Bundes-
gerichtshof (NKR-Nr. 6768) 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Regelungsentwurf mit folgendem Ergebnis ge-

prüft: 

 

I Zusammenfassung 

Bürgerinnen und Bürger  

Jährlicher Zeitaufwand (Entlastung) rund -67.000 Stunden 

Jährliche Sachkosten (Entlastung): rund -38,3 Mio. Euro 

Wirtschaft  

Jährlicher Erfüllungsaufwand (Entlas-
tung): 

rund -42,7 Mio. Euro 

Verwaltung Keine Auswirkung 

‘One in one out’-Regel Im Sinne der ‚One in one out‘-Regel der 
Bundesregierung stellt der jährliche Erfül-
lungsaufwand der Wirtschaft in diesem 
Regelungsvorhaben ein „Out“ von rund 
42,7 Mio. Euro dar. 

Weitere Kosten 

 

Durch den Wegfall von weiteren Revisi-
onsverfahren wird eine Einsparung von 
Gerichtsgebühren in Höhe von rund -19,3 
Mio. Euro erwartet. Die Einsparung 
kommt schätzungsweise je zur Hälfte den 
Bürgerinnen und Bürgern sowie der Wirt-
schaft zugute. 

Im justiziellen Kernbereich ist eine gering-
fügige Entlastung der Gerichte der Länder 
zu erwarten. Beim Bundesgerichtshof 
wird das Leitentscheidungsverfahren vo-
raussichtlich zu einer geringen Mehrbelas-
tung führen, der eine Entlastung von wei-
teren Revisionsverfahren zu derselben 
Rechtsfrage gegenübersteht. 

Eingesparte Gerichtsgebühren (insge-
samt) 

rund -19,3 Mio. Euro 
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Digitaltauglichkeit Das Ressort hat Möglichkeiten zum digi-
talen Vollzug der Neuregelung (Digitalt-
auglichkeit) geprüft und hierzu einen Di-
gitalcheck mit nachvollziehbarem Ergeb-
nis vorgelegt. 

Evaluierung Die Neuregelung soll fünf Jahre nach In-
krafttreten evaluiert werden.  

Ziele 

 

 Entlastung bei sog. Massenverfahren 

 Erhöhung der Rechtssicherheit bei 
Rechtsanwendern  

 Entlastung der Gerichte 

Kriterien/Indikatoren  Anzahl von Leitentscheidungen 

Datengrundlage 

 

 Justizstatistik 

 Befragung von dem Bundesgerichts-
hof, den Ländern und der Anwalt-
schaft 

Nutzen des Vorhabens Das Ressort hat den Nutzen des Vorha-
bens im Vorblatt des Regelungsentwurfs 
wie folgt beschrieben:  

 Erhöhung der Rechtssicherheit bei 
Betroffenen und Rechtsanwendern.  

 Sicherung eines hohen Niveaus der 
Rechtsprechung. 

Die Darstellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der 
Nationale Normenkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auf-
trags keine Einwände.  

II Regelungsvorhaben 

Mit dem Vorhaben soll dem Bundesgerichtshof (BGH) ermöglicht werden, einzelne bei ihm 

anhängige Revisionsverfahren zu Leitentscheidungsverfahren zu bestimmen. Mit einer Lei-

tentscheidung soll der BGH auf ein möglichst breites Spektrum an offenen Rechtsfragen ein-

gehen können. Das Verfahren soll zum Einsatz kommen, wenn massenhafte Einzelklagen 

gleichgelagerter Ansprüche bei Gerichten anhängig sind. 

Die Leitentscheidung soll keinerlei formale Bindungswirkung entfalten und auch keine Aus-

wirkungen auf das zugrundeliegende konkrete Revisionsverfahren haben, jedoch den In-

stanzgerichten und der Öffentlichkeit als Richtschnur und Orientierung dafür dienen, wie 

die Entscheidung der Rechtsfragen gelautet hätte. Instanzgerichte sollen bei ihnen anhängige 

Parallelverfahren mit Zustimmung der Parteien während eines Leitentscheidungsverfahrens 

aussetzen können.  
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III Bewertung 

III.1 Erfüllungsaufwand 

Aufgrund einer getroffenen Leitentscheidung kann eine gewisse Anzahl der anhängigen, be-

troffenen Gerichtsverfahren in den Instanzen zügiger zum Abschluss gebracht werden. Zu-

dem wird sich zumindest eine gewisse Anzahl der Verfahren ohne Instanzenweg erledigen.  

Dadurch können die Bürgerinnen und Bürger sowie die Wirtschaft von Erfüllungsaufwand 

entlastet werden. Zur Ermittlung der voraussichtlichen Entlastung hat das Ressort mangels 

konkreter Erkenntnisse, ein mögliches fiktives Szenario zugrunde gelegt. 

Das dargestellte Szenario umfasst folgende Parameter: 

 Künftig könnten jährlich schätzungsweise 25 Leitentscheidungen ergehen. 

 Je Leitentscheidung könnte schätzungsweise in 2.000 Verfahren auf eine erstinstanzli-

che Klage oder die Einlegung eines Rechtsmittels verzichtet werden oder eine außer-

gerichtliche Streitbeilegung erfolgen. 

 Je Verfahren könnte durchschnittlich in einem Umfang von geschätzt 20 Prozent Ge-

richts- und Rechtsanwaltsgebühren eingespart werden. 

 Als durchschnittlicher Streitwert werden etwa 5.000 Euro geschätzt. Daraus wurde 

mithilfe des Prozesskostenrechners für drei Instanzen ermittelt, dass je Verfahren Ge-

richtsgebühren von insgesamt 386 Euro und für Rechtsanwaltsgebühren beider Par-

teien in Höhe von 1.532 Euro eingespart werden könnten. Die Gerichtsgebühren wer-

den methodengerecht als „Weitere Kosten“ dargestellt. 

 Es wird angenommen, dass die Verfahrensparteien zu etwa 50 Prozent der Wirtschaft 

und zu etwa 50 Prozent den Bürgerinnen und Bürgern zugeordnet werden können. 

Bürgerinnen und Bürger 

Anhand des dargestellten Szenarios wird geschätzt, dass Bürgerinnen und Bürger von Sach-

kosten für anwaltliche Vertretung in Höhe von 38,3 Mio. Euro pro Jahr entlastet werden kön-

nen. 

Darüber hinaus wird auf der Grundlage der Zeitwerttabelle für Bürgerinnen und Bürger an-

genommen, dass im Einzelfall ein Zeitaufwand von durchschnittlich geschätzt 80 Minuten 

pro Verfahren eingespart werden kann. Daraus ergibt sich eine Einsparung von insgesamt 

rund 66.700 Stunden im Jahr. 
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Wirtschaft 

Anhand des dargestellten Szenarios wird für die Wirtschaft eine jährliche Entlastung von 

Sachkosten für anwaltliche Vertretung in Höhe von 38,3 Mio. Euro geschätzt. 

Darüber hinaus wird auf der Grundlage der Zeitwerttabelle für die Wirtschaft eine Einspa-

rung von Personalaufwand im Einzelfall in Höhe von durchschnittlich 150 Minuten ge-

schätzt. Unter Berücksichtigung des Lohnkostensatzes von 36,30 Euro pro Stunde ergibt sich 

eine Einsparung von jährlichen Personalkosten in Höhe von rund 4,4 Mio. Euro. 

Verwaltung 

Die Verwaltung wird durch das Vorhaben weder be- noch entlastet. 

III.2 Weitere Kosten 

Durch den Wegfall von weiteren Revisionsverfahren wird in dem unter III.1 dargestellten 

Szenario eine Einsparung von Gerichtsgebühren in Höhe von insgesamt rund -19,3 Mio. 

Euro erwartet. Die Einsparung kommt schätzungsweise je zur Hälfte den Bürgerinnen und 

Bürgern sowie der Wirtschaft zugute. 

Im justiziellen Kernbereich ist eine geringfügige Entlastung der Gerichte der Länder zu er-

warten. Beim Bundesgerichtshof wird das Leitentscheidungsverfahren voraussichtlich zu ei-

ner geringen Mehrbelastung führen. 

III.3 Evaluierung 

Das Gesetzesvorhaben soll fünf Jahre nach Inkrafttreten evaluiert werden. Es soll evaluiert 

werden, ob in der Praxis die Entlastung bei Massenverfahren durch die Anwendung des Ge-

setzes erreicht werden konnte. Es soll dabei auch untersucht werden, ob Leitentscheidungen 

zu mehr Rechtssicherheit bei Rechtsanwendern und zugleich zu einer Entlastung der Ge-

richte beitragen. Hierzu sollen der Bundesgerichtshof, die Länder und die Anwaltschaft be-

fragt werden. 

III.4 Digitalcheck 

Das Ressort hat Möglichkeiten zum digitalen Vollzug der Regelung geprüft und die Ergeb-

nisse mittels Digitalcheck dargelegt. 

Im Rahmen der Erstellung des Entwurfs der Regelungen hat das Ressort die Länder, den 

Bundesgerichtshof sowie Verbände frühzeitig als betroffene Vollzugsakteure eingebunden 

und dazu befragt, ob die Auswirkungen ihren Bedürfnissen entsprechen. 
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Eine Sicherstellung für digitale Kommunikation hat das Ressort als nicht relevant für dieses 

Vorhaben eingestuft, da die digitale Kommunikation bereits an anderer Stelle der ZPO allge-

mein geregelt ist. Danach werde sowohl die digitale Kommunikation als auch die Wieder-

verwendung von Daten auch in Bezug auf die geänderten Verfahrensregelungen möglich 

sein. Wie auch bei den bisher in der ZPO geregelten gerichtlichen Entscheidungen sei zu ei-

nem gewissen Maß eine Automatisierung des Vollzugs möglich (z.B. automatisches Erzeu-

gen eines Rubrums). 

Die Möglichkeiten zum digitalen Vollzug der Regelung wurden insgesamt hinreichend ge-

prüft und die Ergebnisse nachvollziehbar festgehalten. 

IV Ergebnis 

Die Darstellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der Natio-

nale Normenkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Ein-

wände. 

 

 

Lutz Goebel i. V. Dorothea Störr-Ritter 

Vorsitzender Berichterstatterin  
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